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tfe Umwelt in der ökonomischen Theorie

Von HORST SIEBERT, Konstanz

In der Welt von Pigou (1920) wurde das Umweltproblem im Konzept der negati-
ven externen Effekte komprimiert, also in Interdependenzen zwischen den Men-
gengerüsten von Produktions- und Nutzenfunktionen der dezentral autonomen
Einheiten. Die Abbildung 3Q/3Qj < 0 einer Produktionsfunktion Qs = FJ(RJ,QJ)

zeigte beispielsweise die Richtung an, in der die Allokation verzerrt ist, und gab da-
mit eine erste Antwort auf die Frage, in welche Richtung eine Korrektur zu erfolgen
hat. Die ökonomische Theorie der Umwelt kann für sich beanspruchen, die „tech-
nologischen" Systeme wie etwa die Umweltmedien Luft, Wasser und Boden explizit
gemacht zu haben, über die technologische Interdependenzen ablaufen. Mit dieser
Analyse der technologischen Interdependenzen erhält das Umweltproblem mehr
inhaltliche Struktur. Es können Variable wie Emissionen, Immissionen und Um-
weltqualität und die Zusammenhänge zwischen diesen Variablen wie Diffusions-
und Schadensfunktionen in den Vordergrund der Analyse treten. Gleichzeitig liefer-
te die ökonomische Theorie mit dieser expliziten Strukturierung des Umweltpro-
blems die Ansatzpunkte für die Umweltpolitik.

Im folgenden wird die Umweltnutzung als ein Allokationsproblem behandelt;
damit wird das Umweltproblem in das ökonomische Lehrgebäude der Knappheit
integriert. In Abschnitt II wird dieses Leitthema der Umweltallokation entwickelt.
Die anzustrebende Umweltqualität, insbesondere die aus dem Charakter der Um-
welt als öffentliches Gut folgenden Zielbestimmungsprobleme, stehen in Abschnitt
III zur Debatte. In Abschnitt IV werden einige spezielle Allokationsaspekte der
Umweltnutzung, wie die räumliche und die internationale Dimension, die Nutzung
zwischen den Generationen und das Risikomanagement bei Unsicherheiten über
Umweltschäden diskutiert.

Die Umwelt hat für das ökonomische System zwei wichtige Funktionen. Einmal
liefert die Umwelt neben natürlichen Ressourcen für die Produktion (Pfeil 1 in
Schaubild 1) und neben Standortboden (Pfeile 3, 4) Konsumgüter (Pfeil 5), wie etwa
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Sauerstoff und Schönheit der Landschaft. Dabei handelt es sich um öffentliche Gü-
ter, also um Güter, die von allen in gleicher Menge genutzt werden können. Es gibt
keine Rivalität im Konsum, und von der Nutzung kann technologisch niemand aus-
geschlossen werden.

Schaubild 1: Die Funktionen der Umwelt

öffentliche Umweltgüter

mengenmäßige Schönheit de

Inputs Landschaft

Zum anderen nimmt die Umwelt unerwünschte Kuppelprodukte, also Emissio-
nen, aus Konsum und Produktion auf. Die an die Umwelt abgegebenen Abfallmen-
gen werden von den verschiedenen Medien der Umwelt — Atmosphäre, Boden,
Wasser — aufgenommen, teilweise abgebaut, akkumuliert, an andere Orte transpor-
tiert oder in ihrer Struktur geändert. Emissionen sind deshalb nicht identisch mit
Immissionen. Emissionen sind die bei Produktion und Konsum anfallenden uner-
wünschten Kuppelprodukte bei ihrer Abgabe an die Umwelt. Immissionen sind die
in einem bestimmten Umweltmedium zu einem Zeitpunkt befindlichen Stoffe. Die
Beziehung zwischen Emissionen und Immissionen bezeichnen wir als Diffusions-
funktion (Pfeil 8). Die Unterscheidung zwischen Emission und Immission ist wich-
tig: Für die Definition der Zielgröße Umweltqualität muß immer auf Immissionen
im System der Umwelt abgestellt werden, da sich auf den Menschen die in der Um-
welt befindlichen Schadstoffe auswirken. Für wirtschaftspolitische Eingriffe muß
aber in der Regel bei den Emissionen angesetzt werden.

Die Schadstoffe, die in der Umwelt verbleiben oder sich zu einem bestimmten
Zeitpunkt in ihr befinden, beeinflussen die Qualität der Umweltdienste, also des öf-
fentlichen Konsumgutes Umwelt. Dieser Zusammenhang resultiert daraus, daß sich
Immissionen auf die Charakteristika der Inputs für die Konsumprozesse auswirken.
Ferner können Immissionen auch die Produktionsaktivitäten beeinflussen, etwa in-
dem sich die Qualität der Inputs für die Produktionsprozesse verschlechtert und
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nun eine Behandlung dieser Inputs vor ihrer Verwendung in der Produktion erfor-
derlich ist. Es besteht also eine Beziehung zwischen Immissionen auf der einen und
Umweltdiensten und Ressourcen auf der anderen Seite. Diese Funktion beschreibt
die Beeinträchtigung der Nutzen der Konsumenten infolge der Qualitätsverände-
rung des öffentlichen Konsumgutes und die zusätzlichen Produktionskosten der
Unternehmen infolge der geänderten Qualität der Rohstoffe. Wir bezeichnen sie als
Schadensfunktion (Pfeil 9).

Diese beiden zentralen Funktionen der Umwelt als öffentliches Konsumgut und
als Aufnahmemedium von Schadstoffen konkurrieren miteinander. Die Aufnahme
von Emissionen beeinflußt über die Schadensfunktion die Qualität des öffentlichen
Konsumgutes. Der Ausgangspunkt des Umweltproblems ist also eine Verwen-
dungskonkurrenz. Somit ist die Umweltnutzung ein Problem der Knappheit.

Die Verwendungskonkurrenz in der Nutzung der Umwelt läßt sich graphisch mit
Hilfe des Transformationsraums oder des Produktionsmöglichkeitsraums für eine
Volkswirtschaft darstellen, wobei der Einfachheit halber ein emissionsintensiv pro-

Schaubild2: Transformationsraum mit Umweltqualität

U
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duziertes Gut 1, ein weniger emissionsintensiv hergestelltes Gut 2 und ein öffentli-
ches Gut Umweltqualität unterschieden werden. Neben Emissions-, Diffusions- und
Schadensfunktion wird der Transformationsraum durch Produktionsfunktionen
und Schadstoffbeseitigungs- oder Entsorgungsfunktionen sowie einer Ressourcenre-
striktion beschrieben. Unter den üblichen Annahmen ergibt sich ein konkaver
Transformationsraum mit maximal möglicher Umweltqualität OA (Schaubild 2),
einer maximal möglichen Produktion des Gutes 1 (Punkt B) und des Gutes 2 (Punkt
C). Die Verwendungskonkurrenz zwischen Umweltqualität und Produktion wird
durch die negative Grenzrate der Transformation, 3U/9Qi < 0, verdeutlicht: Die
Umweltqualität kann nur verbessert werden, wenn die Produktion schrumpft. Denn
zur Verbesserung der Umweltqualität müssen Produktionsverfahren in der Entsor-
gung eingesetzt werden, die aus der traditionellen Produktion abzuziehen sind. Da-
mit besteht ein Zielkonflikt zwischen Umweltqualität und Produktion.

Der Transformationsraum in Schaubild 2 ist beschrieben durch eine konvexe
Emissionsfunktion für beide Sektoren i, die nur einen Schadstoff berücksichtigt

H,->0,Hr^0, (1)

und die übliche Produktionsfunktion mit nur einem Input

Qi^Fito) F i<0 ,F7<0. (2)

Schadstoffe können gemäß einer konkaven Entsorgungsfunktion

S[< F[(R[) F['> 0 ,Ff< 0 (3)

beseitigt werden. Die Immissionen sind definiert durch

S = 2S1 - 2Sf (4)

und beeinträchtigen die Umweltqualität

U^G(S) G ' < 0 , G " < 0 . (5)

Schließlich begrenzt eine Ressourcenrestriktion die Produktions- und Entsorgungs-
möglichkeiten

ZRi + 2R[ < R. (6)

Der Transformationsraum verschiebt sich nach außen, wenn der Ressourcenbe-
stand zunimmt, wenn technischer Fortschritt in der Produktion und in der Entsor-
gung stattfindet oder die Schadensfunktion „entschärft" wird. Bei technischem Fort-
schritt in der Entsorgung vergrößert sich der Transformationsraum stärker zugun-
sten des emissionsintensiven Gutes. Berücksichtigt man als „Produktionsschäden"
einen negativen Effekt der Immissionen S auf die Produktion gemäß
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Q = Fi(Ri,S) mit3Q i /3S<0, (7)

so wölbt sich der Transformationsraum nach innen.

Der in Schaubild 2 dargestellte Transformationsraum wirft nur dann ein Alloka-
tionsproblem auf, wenn die Wirtschaftssubjekte (oder die Gesellschaft) Umweltqua-
lität wünschen und die Allokation nicht allein durch den Relativpreis p!/p2 auf der
traditionellen Transformationskurve (BC in Schaubild 2), etwa als Punkt X, be-
stimmt wird. Umweltknappheit liegt dann vor, wenn ein Punkt auf der Transforma-
tionskurve BC nicht den Wünschen der Wirtschaftssubjekte entspricht.

Ein möglicher Einstieg zur Bestimmung der anzustrebenden Umweltqualität
(bzw. zur Aufdeckung offener Fragen im Bereich der Umweltallokation) besteht
darin, die Implikationen einer Pareto-optimalen Umweltnutzung zu verdeutlichen.
Anstelle eines Indifferenzkurvendeckels im Sinne einer sozialen Wohlfahrtsfunk-
tion, die einen Tangentialpunkt zwischen Indifferenzkurvendeckel und Transforma-
tionsraum als anzustrebende Umweltqualität bestimmen würde, verlangt die Pare-
to-Rangordnungsregel die Maximierung des Nutzens eines Individuums bei Kon-
stanz des Nutzenniveaus des (der) anderen. Berücksichtigt man, daß die Gesamt-
nachfrage nach einem Gut £ C\ das Angebot nicht übersteigen darf, also

j

SCi < Q.,
j

so lautet das Maximierungsproblem für zwei Individuen

L = Wi(Cj.CLU) - IXsRfH^Q,) - S?]

? - £SI - S]

MU-G(S)]

+

(8)
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Aus diesem Ansatz folgen Preissetzungsregeln für Emissionen und die Korrektur
der Relativpreise der Güter sowie — unter Einschränkungen — Anweisungen über
die anzustrebende Umweltqualität.

Die Optimalbedingung für den Schattenpreis der Emissionen verlangt, daß

K = - G'(Wj/ + X2W2v) = V T ? (9)

K = k? = k< = - G'KV (10)

Der Schattenpreis der Immissionen, der Emissionen und der verhinderten Emis-
sionen ist gleich dem physischen Grenzschaden einer Emissionseinheit, multipli-
ziert mit der Bewertung der Umwelt. Damit haben wir bereits eine Bedingung für
die Festsetzung eines Emissionssteuersatzes: Der Schattenpreis für Emissionen ist
so zu setzen, daß er dem (negativen oder besser:) verhinderten Grenzschaden der
Emissionen in der Umwelt entspricht. Andererseits ist der Schattenpreis für Emis-
sionen so zu setzen, daß er den marginalen Beseitigungskosten entspricht. Es ist
leicht einzusehen, daß der Ausdruck XR/F[' die Grenzkosten der Schadstoffbeseiti-
gung in beiden Sektoren kennzeichnet. Denn die Umkehrfunktion zur Beseitigungs-
funktion ist eine Verbrauchsfunktion, die angibt, welche Ressourcen man zur Besei-
tigung einer bestimmten Schadstoffmenge benötigt. l/Ff gibt den marginalen Fak-
torverbrauch an; bewertet man diesen Faktorverbrauch mit dem Ressourcenpreis,
so erhält man die Grenzkosten.

Schaubild 3 erläutert, wie eine Umweltbehörde die Schadstoffsteuer zu setzen
hat. m Schaubild 3 a kennzeichnet C^S, die Emmissionsmenge des Sektors 1 und —
von Sj ausgehend interpretiert — die beseitigten Emissionen. Die Kurve ASj gibt
die Grenzkosten der Schadstoffbeseitigung in Sektor 1 an. Analog kennzeichnet
BS2 in Schaubild 3 b die Grenzkosten der Beseitigung in Sektor 2. Aggregiert man
beide Kurven horizontal, so gibt CS die gesamtwirtschaftliche Kurve der Schad-
stoffbeseitigung an, wobei OS die Emissionsmenge in der Volkswirtschaft in einer
gegebenen Ausgangslage darstellt. Es ist unterstellt worden, daß die Kurve für ein
gegebenes X.R gezeichnet wird. In diesem Sinne ist Schaubild 3 partialanalytisch. Die
steigenden Grenzkosten erklären sich dann aus dem ertragsgesetzlichen Verlauf der
Beseitigungsfunktion. Die Kurve DD in Schaubild 3 c gibt die marginalen Umwelt-
schäden der Emissionen an. Aus der Schadensfunktion folgt, daß mit zunehmenden
Emissionen die Grenzschäden progressiv zunehmen (bei konstantem X,s).

Schaubild 3 c verdeutlicht, daß der Schattenpreis für Emissionen so zu setzen ist,
daß verhinderter Grenzschaden und Grenzkosten der Beseitigung gleich sind. 0T
ist die Höhe des zu wählenden Schattenpreises und SS' die Menge der zu beseitigen-
den Emissionen. OS' ist die Menge von Emissionen, die toleriert wird. Abbildung 3
zeigt den trade-off zwischen einer Verbesserung der Umweltqualität und den damit
verbundenen Kosten. Will man die Umweltqualität verbessern und mehr Schadstof-
fe beseitigen, so entstehen Beseitigungskosten, d. h. Ressourcen müssen in der Ent-
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sorgung eingesetzt und aus den Produktionsaktivitäten herausgenommen werden.
Die Opportunitätskosten einer besseren Umwelt bestehen also in der entgangenen
Ressourcennutzung in der Produktion.

vA

Schaubild 3

\ T

\C /

s1

Der Schattenpreis für Emissionen korrigiert das für die Produzenten geltende
Relativpreisverhältnis:

•Qi ]' - H/Xs

W2 ' - (11)

In einer Situation ohne Umweltpolitik ist dieses Preisverhältnis in dem Sinne ver-
zerrt, daß die sozialen Zusatzkosten der Produktion der Güter nicht in den Preisen
enthalten sind. Wird Umweltpolitik durchgeführt, so wird der Schattenpreis der
Güter um die sozialen Zusatzkosten nach unten korrigiert. XQ kann auch als Produ-
zentenpreis angesprochen werden. Die Setzung von Emissionssteuern reduziert den
Produzentenpreis und damit den Produktionsanreiz für umweltintensiv produzierte
Güter. Der Produzentenpreis wird vom Konsumentenpreis abgespalten. Unter der
Annahme, daß Gut 1 das schadstoffintensiv produzierte Gut ist, muß der Relativ-
preis X.n A o sinken, d. h. der relative Produktionsanreiz für Gut 1 geht zurück. Da
relative Preise die Produktion steuern, kann man erwarten, daß die Umweltpolitik
durch Emissionssteuern den umweltintensiv produzierenden Sektor zurückdrängt.
Der relative Konsumentenpreis jedoch steigt, und damit wird die Nachfrage redu-
ziert.

Als Bedingung für die anzustrebende Umweltqualität ergibt sich die Samuelson-
sche Summationsbedingung für die Bereitstellung öffentlicher Güter:

1
,- G'(H,' + FjVF/) Wj' W?'

(12)

Die linke Seite beschreibt die Grenzrate der Transformation MRT n T • die rechte
Seite ist die Summe der Grenzraten der Substitution zwischen Umweltqualität und



S i e b e r t, Umwelt in der Ökonom. Theorie 47

privaten Gütern der Individuen, MRSQ^. Es ist unterstellt, daß nur Gut 1 als priva-
tes Gut produziert wird. Damit kann die Bedingung für die optimale Umweltquali-
tät auch geschrieben werden als

M R T Q U = MRSJ, + MRS* (13)

In Schaubild 4 wird diese Bedingung verdeutlicht. Da nur ein privates Gut be-
trachtet wird, reduziert sich der Transformationsraum zur Kurve AGBB' in Schau-
bild 4 a. Diese Kurve ergibt sich als Schnitt durch den Transformationsraum für
konstantes Q2. Die Kurve b in Schaubild 4 b ist eine Indifferenzkurve von Individu-
um 2. Pareto-Optimalität fordert, daß Individuum 2 auf einem vorgegebenen Indif-
ferenzniveau verbleibt. Nach Übertragung von Kurve b nach Schaubild 4 a entsteht
eine Linse zwischen Indifferenzkurve und Transformationskurve, die den Konsum-
möglichkeitsraum für Individuum 1 repräsentiert. Dieser Konsummöglichkeitsraum
wird durch die Kurve RR' in Schaubild 4 c dargestellt. Zu beachten ist, daß unter
Beibehaltung des Indifferenzniveaus b für Individuum 2 die maximal mögliche Um-
weltqualität durch RR' gegeben ist. Das Pareto-Optimum erfordert, daß bei gegebe-
nem Indifferenzniveau b des zweiten Individuums der Nutzen des ersten Individu-
ums maximiert wird. Dies ist im Punkt L der Fall, wo der Konsummöglichkeitsraum
des ersten Individuums die höchste Indifferenzkurve des ersten Individuums tan-
giert.

Schaubild 4: Pareto-Optimale Umweltallokation

Die Grenzrate der Transformation, MRTQ ^ = dQj/dU, wird durch tga darge-
stellt. Analog können Winkel für die Grenzräten der Substitution gezeichnet wer-
den (nicht eingezeichnet, um das Diagramm nicht unübersichtlich zu gestalten). Die
Steigung der Kurve RLR' ist gegeben durch MRTQ ^ - MRSQ u> Dies folgt aus
deren Konstruktion. Im Punkt L gilt

^ ^ . (14)MRT
Q U
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Diese Bedingung ist äquivalent zu Gleichung 12 und 13. Im Pareto-Optimum neh-
men beide Individuen dieselbe Umweltqualität als öffentliches Gut in Anspruch;
02X gibt die Menge des von Individuum 2 konsumierten privaten Gutes, O'Y die
des Individuums 1 an.

Die bisher diskutierten Implikationen des Maximierungsansatzes können zwar
einige Eigenschaften eines anzustrebenden Optimalzustandes bestimmen, aber das
Pareto-Kriterium ist eine partielle Rangordnung, die eine Milchstraße von Optima
gestattet. Außerdem bewegt sich der Ansatz in einem institutionellen Vakuum, er
bleibt also die Antwort schuldig, durch welche institutionellen Arrangements eine
Gesellschaft die optimale Umweltqualität bestimmen kann.

Die optimale Umweltqualität bei individuellen Präferenzen läßt sich in einem
Lindahl-Gleichgewicht beschreiben, das durch die folgenden Charakteristika be-
schrieben ist:
— Die Individuen offenbaren ihre wahren Präferenzen bezüglich des öffentlichen
Gutes Umweltqualität, so daß die Ermittlung ihrer Zahlungsbereitschaft keine Pro-
bleme aufwirft.
— Eine Umweltbehörde setzt personalisierte Preise für das öffentliche Gut Um-
welt, etwa Kompensationen für Umweltverschlechterung.
— Die Umweltbehörde setzt ferner Preise für Emissionen. Mit diesen Einnahmen
werden Kompensationen bezahlt.
— Die Umweltbehörde gleicht ihr Budget aus. Sie wählt die personalisierten Um-
weltbewertungen so aus, daß die von Individuen gewünschten Umweltqualitäten
gleich hoch sind, also

U1 = U2 = U. (15)

In diesem Lindahl-Gleichgewicht wird die optimale Umweltqualität gemäß der Sa-
muelsonschen Summationsregel bestimmt (Siebert, 1987a, Kap. 5).

Die Lindahl-Lösung unterstellt, daß die Individuen ihre Präferenzen wahr offen-
baren, sich also nicht als Freifahrer verhalten. Aber gerade aus der Nichtrivalität in
der Nutzung der Umweltqualität und aus der Unmöglichkeit des Ausschlußes folgt,
daß keine Anreize existieren, die Präferenzen für ein öffentliches Gut zu offenba-
ren. Die Individuen können sich vielmehr als Freifahrer verhalten. Sie werden nicht
wie bei einem privaten Gut gezwungen, ihre Zahlungsbereitschaft, also ihren Ver-
zicht auf Einkommen, anzugeben. Damit läßt sich ein Lindahl-Gleichgewicht mit in-
dividualisierten Preisen für Umweltgüter nicht ohne weiteres etablieren.

Gesucht sind also institutionelle Mechanismen, die eine Aggregation individuel-
ler Präferenzen erlauben und das Freifahrerverhalten vermeiden, also keine Infor-
mationsverzerrungen mit sich bringen und damit „anreizkompatibel" sind. Referen-
zen und Wahlen erlauben die Aggregation individueller Präferenzen; sie genügen
aber nicht dem Optimalitätskriterium. Die Clarke-Steuer und der Groves-Ledyard-
Mechanismus sind anreizkompatibel, in der Regel aber nicht praktikabel. Zwangs-
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läufig gewinnen bei den in der Praxis vorherrschenden Aggregationsmechanismen
über Wahlen Faktoren wie das Wahlverhalten (Mehrheitswahl versus Verhältnis-
wahl), verfassungsrechtliche Bedingungen, die regionale Verfassungsstruktur, der
Einfluß von Verbänden und das Verhalten von Parteien an Bedeutung. Hier eröff-
nen sich interessante Fragen für eine ökonomische Theorie der Politik.

Als pragmatischer Ansatz für die Zielbestimmung erweist sich das politische
Abwägen zwischen Nutzen und Kosten der Umweltpolitik. Soweit Nutzen und Ko-
sten monetär erfaßbar sind, ergibt sich ein Schaubild analog zu 3 c. Die optimale
Umweltqualität ist dadurch bestimmt, daß der Grenznutzen der Umweltpolitik (d.h.
der verhinderte Grenzschaden) und die Grenzkosten sich die Waage halten. Grund-
sätzlich sind Einbußen an Zielwerten, die sich als Folge der Umweltpolitik einstel-
len, als Kostenfaktor im Sinne von Opportunitätskosteri zu behandeln. Beispiele
sind etwa der Verlust an internationaler Wettbewerbsfähigkeit, Preisniveausteige-
rungen oder Beschäftigungseinbußen. Die Kosten lassen sich relativ einfach bestim-
men, aber die Schwierigkeit des Nutzen-Kosten-Ansatzes liegt in der Bewertung der
Umwelt. Die Bewertung erfolgt letztlich im politischen Raum. Im pragmatischen
Ansatz fließen Nutzenerwägungen in die Setzung von Qualitätsstandards ein, die
dann als „fixe Ziele" der Umweltpolitik vorgegeben werden und mit Hilfe von steu-
erlichen Hebeln umgesetzt werden (Standard-Preis-Ansatz).

Ist das Umweltqualitätsziel bestimmt oder wird es als gegeben betrachtet, so
stellt sich die Frage, wie dieses Ziel den dezentralen Einheiten signalisiert wird, mit
welchen Instrumenten das Ziel also umgesetzt wird. Dabei spielen neue Nutzungs-
rechte für die Umwelt als Aufnahmemedium, seien es privat geschaffene Regelun-
gen im Sinne von Coase (1960) oder seien es staatlich initiierte Maßnahmen wie Ge-
nehmigungen oder Emissionssteuern, eine zentrale Rolle.

Unter Nutzungsrechten verstehen wir rechtliche (und gesellschaftliche) Regelun-
gen, die den Umgang mit Gütern und Ressourcen festlegen. Das Raumschiff Erde
ist im Verlauf seiner Geschichte immer wieder mit neuen Knappheiten konfrontiert
worden. Seit der Vertreibung aus dem Paradies ist die Menschheit damit beschäftigt,
für die auftretenden Knappheiten neue Nutzungsrechte zu definieren. Bei der Ent-
wicklung dieser Nutzungsrechte hat die Menschheit ein beachtliches Maß an Phan-
tasie entfaltet. Man denke etwa an Nutzungsrechte für die zunächst jedem zugängli-
che Jagd, die Nutzung des Wassers, besonders in wasserarmen Regionen der Erde —
ganze Dynastien sind auf Wasserrechte aufgebaut —, oder auch die Nutzungsrechte
beim Fischfang auf den Weltmeeren. Ein schönes Beispiel: Im englischen Recht
fand sich eine Regelung, daß ein Gebäude keinen Schatten auf des Nachbars
Grundstück werfen darf. Diese Regelung ging von England mit nach USA, und
auch nach Manhattan. Dort wurde der Boden zum Bauen bald knapp, aber in die
Höhe konnte man nicht bauen. Was passierte? Die rechtliche Regelung wurde geän-
dert. Es konnten Wolkenkratzer errichtet werden. Was vielleicht vor 80 Jahren un-
vorstellbar war: Tiffany an der 5th Avenue in Manhattan hat den Luftraum über sei-
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nem Haus für 1 Mio $ an den Trump Tower verkauft, weil eine neue Regelung ein
transferierbares Nutzungsrecht für den Luftraum eines Grundstücks geschaffen hat.

Neue Nutzungsrechte sind ein faszinierendes Phänomen. Wir beobachten diese
Entwicklung nicht nur bei der nationalen Umweltpolitik, etwa bei den Umweltme-
dien Luft, Wasser und Boden. Wir sehen auch Versuche, neue Nutzungsrechte für
grenzüberschreitende Umweltprobleme zu finden (wie den SO2-Regen). Die Hohe
See — das „res nullius" des Hugo Grotius (1601), eine niemandem zustehende Sache
— wird heute mit neuen Nutzungsrechten überzogen: 200-Meilen-Wirtschaftszo-
nen, sog. Bergbauregime für die mineralischen Schätze des Meeresgrundes und
Fischfangabkommen sind Beispiele. Oder: Die Nutzungsrechte an mineralischen
Rohstoffen wie Erdöl und Erze sind Ende der sechziger Jahre faktisch von den mul-
tinationalen Unternehmen auf die Ressourcenländer übergegangen. Auch für das
Weltall sind neue Nutzungsrechte im Entstehen.

IV. Spezielle Allokaüonsaspakte

Die vorstehende Analyse einer Integration der Umweltnutzung in die ökonomi-
sche Theorie stellt zwangsläufig eine Vereinfachung dar. Eine Kasuistik des Um-
weltproblems (Siebert, 1987a, S. 19) macht die Vielschichtigkeit des Problems deut-
lich. Wir haben verschiedene Umweltmedien wie Luft, Wasser und Boden. Wir ha-
ben toxische und weniger toxische Schadstoffe. Lärm, Altlasten, kontinuierlich an-
fallende Emissionen aus der Produktion und Schadstoffe, die in Produktion gebun-
den sind, sprechen weitere Aspekte an. Im folgenden sollen vier spezifische Aspek-
te des Umweltsproblems behandelt werden, nämlich die regionale Dimension, in-
ternationale Aspekte, die Umweltnutzung zwischen den Generationen und Um-
weltrisiken. Man beachte, daß in diesen Fällen der strenge Charakter des öffentli-
chen Gutes Umwelt teilweise aufgelöst wird.

A. Regionale Umweltsysteme

Umweltsysteme sind in der Regel über den Raum definiert. Führt man die räum-
liche Dimension explizit in die Analyse ein, so stellt sich die Frage, ob die Umwelt-
politik eines Landes in bezug auf die Zielwerte und in bezug auf die umweltpoliti-
schen Instrumente regionalisiert werden soll. Die Regionalisierung der Zielwerte er-
fordert die Abgrenzung von Umweltregionen. Auch viele umweltpolitische Instru-
mente bedingen die Abgrenzung von Umweltregionen. Umweltregionen und Wirt-
schaftsregionen sind nicht notwendigerweise deckungsgleich. Umweltregionen sind
durch die interregionale Schadstoffdiffusion und die Wanderung der Einwohner
miteinander interdependent; gleichzeitig ergibt sich ein Zusammenhang über ökono-
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mische Mechanismen wie Güterhandel, Wanderung der Produktionsfaktoren und
öffentliche Transfersysteme, da ein beliebiger Raumpunkt sowohl Element einer
Umweltregion wie auch einer Wirtschaftsregion ist.

Ob in einem Land eine regionale Differenzierung der anzustrebenden Umwelt-
qualitätsziele durchgeführt werden soll, hängt u. a. von der Stellung der Regionen
und damit der verfassungsmäßigen organisatorischen Struktur ab. Betreibt ein zen-
tralistischer Staat im Sinne einer „politique pour la nation" eine reine Maximierung
der nationalen Wohlfahrt, so stehen die Regionen im Dienst des nationalen Ziels; sie
müssen dann eine Differenzierung ihrer Wohlfahrt hinnehmen. Eine Differenzie-
rung der Umweltqualitätsziele zwischen Regionen kann sich auch einstellen, wenn
für alle Regionen die gleiche Wohlfahrt angestrebt wird. Die bessere Umweltqualität
wird dann mit einer schwächeren Wirtschaftskraft, also niedrigerem Einkommen,
„verrechnet"; eine geringere Umweltqualität wird durch höhere Einkommen kom-
pensiert. In all diesen Fällen ergibt sich in der Regel auch eine regionale Differenzie-
rung der umweltpolitischen Instrumente. Man wird erwarten dürfen, daß ein zentra-
listischer Ansatz der Umweltpolitik explizit oder implizit Restriktionen zum Schutz
der regionalen Interessen zu berücksichtigen hat. Ein Beispiel, allerdings aus einem .
föderativen Staat, ist die Forderung nach der Ähnlichkeit der Lebensverhältnisse
nach Art. 72 und 106 unserer Verfassung, die auch in bezug auf Umweltbedingun-
gen interpretiert werden.

In einem föderativen Staat, also bei einer „politique pour la region", schlagen re-
gionale Präferenzen in der Umweltpolitik stärker durch. Regionen können sich auf
eine bessere Umweltqualität spezialisieren. Ein solches Arrangement mit starker re-
gionaler Autonomie kann als regionalisiertes Nutzungsrecht an der Umwelt inter-
pretiert werden. Verknüpft mit Mobilität der Einwohner kann im Sinne des
Tiebout-Theorems (1956) und des Coase Paradigmas (1960) die optimale Umwelt-
qualität durch die Wanderungsentscheidung bestimmt werden. Zwangsläufig ergibt
sich eine regionale Differenzierung der umweltpolitischen Instrumente. Regionale
Autonomie erfordert in aller Regel (national gesetzte) Restriktionen für das regio-
nale Handeln, damit die interregionale Diffusion von Schadstoffen angemessen be-
rücksichtigt wird. Interregionale Diffusionsnormen, die die maximal zulässige Men-
ge von Immissionen an der Regionsgrenze definieren, scheinen hier ein sinnvolles
Instrument zu sein. Beispielsweise können regional autonome Wassergenossen-
schaften, die gemäß dem Wassereinzugsgebiet eines Flusses definiert sind, durch
Immissionsniveaus an der Mündung eines Flusses eingeschränkt werden. Interre-
gionale Diffusionsnormen kann man sich auch für das Umweltmedium Luft vorstel-
len.

Anstelle von interregionalen Diffusionsnormen, die etwa von der nationalen Po-
litik diktiert werden, kann man sich Verhandlungsprozesse zwischen autonomen
Regionen zur Lösung des Diffusionsproblems vorstellen. In der Regel kann sich je-
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doch der „Oberlieger" als Freifahrer verhalten. Unter günstigen Bedingungen ergibt
sich eine Coase-Lösung (1960).

B. Internationale Dimension

Die Umwelt macht nicht an den nationalen Grenzen halt. Im nationalen Bereich
ist die Lösung des Umweltproblems bereits schwierig genug. Aber international ge-
winnt der Schwierigkeitsgrad eine Potenz dazu.

Hier ergeben sich ähnliche Probleme wie bei interregionaler Diffusion zwischen
Regionen, jedoch mit der zusätzlichen Bedingung, daß die Länder souverän sind
und eine Einschränkung ihrer Souveränität durch freiwillige Entscheidung erfolgen
muß, während auch in einem föderativen System gewisse Mechanismen zur Sicher-
stellung der allgemeinen nationalen Interessen existieren.

Freifahrerprobleme stellen sich auch bei globalen Umweltgütern wie etwa der
Ozon-Schicht der Erde oder der Wasserqualität des Mittelmeers ein. In diesem Fall
gibt es keine ein- oder wechselseitige Diffusion von Schadstoffen zwischen Ländern;
mehrere Länder nutzen ein gemeinsames Umweltgut.

Umweltpolitik in einem Land bedingt einen Verlust von Wettbewerbsvorteilen.
Der komparative Preisvorteil eines Landes für schadstoffintensiv produzierte Güter
verschlechtert sich. Das Land verliert Exportmöglichkeiten; umweltintensiv produ-
zierende Bereiche des Exportsektors werden zurückgedrängt. Dazu zählen zum
Beispiel die chemische Industrie, die Papierindustrie und allgemein die Grundstoff-
industrie. Sollen wir wegen des Verlusts von Exportmöglichkeiten auf Umweltpoli-
tik verzichten? Die Antwort ist: nein. Denn Umweltreichlichkeit ist ein ähnlicher
Bestimmungsfaktor von Exportvorteilen eines Landes wie Arbeits- und Kapitalaus-
stattung, technisches Wissen und Infrastruktur. Eine Volkswirtschaft soll diejenigen
Produkte exportieren, für die sie einen komparativen Vorteil hat. Die dicht besiedel-
te Bundesrepublik ist vergleichsweise umweltarm. Sie hat keine Produktionsvorteile
bei umweltintensiven Gütern. Wir müssen allerdings sehen, daß der Verlust von
Wettbewerbsvorteilen Kosten verursacht, und diese Kosten sind bei der Zielbestim-
mung anzusetzen.

Umweltpolitische Maßnahmen, insbesondere in Form von Produktionsnormen,
können administrative Handelsbarrieren errichten. Dabei können umweltpolitische
Zielvorstellungen von protektionistischen Tendenzen überlagert werden. Eine in-
ternationale Harmonisierung von Produktnormen ist weder möglich noch erforder-
lich. Allerdings sollten GATT-Regeln Mißbräuche umweltpolitisch motivierter Pro-
duktnormen zu protektionistischen Zwecken ausschließen oder einschränken. In
einem gemeinsamen Markt mit freier Beweglichkeit von Gütern werfen allerdings
nationale Produktnormen zusätzliche Probleme auf.
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C. Schadstoffakkumulation

Ein weiterer Allokationsaspekt ergibt sich, wenn die Akkumulation von Schad-
stoffen in der Zeit berücksichtigt wird1'. Im statischen Allokationsproblem „ver-
schwinden" Schadstoffe am Ende der Periode. Inzwischen wissen wir jedoch nur zu
gut, daß sich Schadstoffe über die Biodiffusion und über andere Prozesse wie die
Sedimentierung oder die Naß- oder Trockendeposition in der Umwelt akkumulie-
ren. Bei einer intertemporalen Analyse gewinnen damit zusätzliche Aspekte Ge-
wicht: Schadstoffe akkumulieren sich in der Zeit (Säuren im Boden, Nitrate im
Grundwasser). Die zukünftige Generation erbt also einen Schadstoffpool. Die akku-
mulierten Schadstoffe beeinflussen die Umweltqualität in der Zukunft. Einige Um-
weltsysteme regenerieren sich durch delikate, natürlicheProzesse, wie etwa die Pro-
duktion von Sauerstoff durch Phytoplankton. Emissionen können diese Prozesse
stören und die Regenerationsfähigkeit der Umweltsysteme in der Zeit beeinflussen.
In der gleichen Weise können die heute an die Umwelt abgegebenen Schadstoffe die
Assimilationsfähigkeit der Umweltsysteme in der Zukunft beeinträchtigen. Die
Nutzung der Umwelt als Allmende für die Abgabe von Schadstoffen heute beein-
flußt die Qualität des öffentlichen Gutes Umwelt in der Zukunft. Bezeichnet S die
Veränderung der Schadstoffe, 2Sf die Emissionen der i-Sektoren in einer Periode,
SS- die beseitigten Emissionen und Sa die assimilierten Emissionen in einer Periode,
so gilt

S = SS* - ZSf - Sa. (16)

In einem Optimierungsansatz erfahren Emissionen im Vergleich zum statischen
Allokationsproblem eine andere Bewertung, weil sie „langlebig" sind. Der Schatten-
preis der Emission muß jetzt auch die Langfristeffekte der Schadstoffe zum Aus-
druck bringen, d. h. er ist als „user costs" der Umweltnutzung zu interpretieren. Der
Schattenpreis der Emissionen muß also sowohl die Akkumulation der Schadstoffe
wie auch den Umweltschaden in der Zukunft berücksichtigen. Der Schattenpreis für
Emissionen muß nun im Sinn einer intertemporalen Nutzen-Kosten-Analyse so ge-
wählt werden, daß die heutigen Grenzkosten der Schadstoffbeseitigung den negati-
ven Auswirkungen einer Schadstoffeinheit auf die Umweltqualität heute und in der
Zukunft entsprechen. Die Umweltschäden der Zukunft sind also im Schattenpreis
der Emissionen zu berücksichtigen. Die Bewertung einer Emission gibt an, wie sich
der Wert der Zielfunktion, also Gegenwartswert des Nutzens, verändert, wenn eine
zusätzliche Emissionseinheit in einem Zeitpunkt t per Gedankenexperiment wie
Manna vom Himmel fällt.

11 Die Tatsache, daß die heutige Generation die Umweltqualität zukünftiger Generationen beein-
trächtigen kann, impliziert, daß Umwelt über die Zeit im strengen Sinn kein öffentliches Gut ist, son-
dern daß meritorische Aspekte in den Vordergrund treten.
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Bei der Bestimmung der anzustrebenden Umweltqualität ist also der negative
Schattenpreis der sich akkumulierenden Emissionen zu berücksichtigen. Umwelt-
schäden in der Zukunft machen die Umwelt heute knapper. Damit muß also heute
ein höherer Knappheitspreis zum Ausdruck gebracht werden. Diese Problematik
wird im folgenden bei den Risiken angesprochen.

D. Umweltrisiken

Umweltschäden sind in der Regel „ex ante" nicht genau abzuschätzen. Es besteht
also Ungewißheit über das Ausmaß von Langfristwirkungen. Man weiß nicht genau,
wie sich Schadstoffe in der Zeit akkumulieren, wie sie sich räumlich verteilen und
welche Auswirkungen sie haben werden. Die sich in Zukunft einstellende Umwelt-
qualität kann deshalb als eine Zufallsvariable interpretiert werden, wobei die mögli-
chen Realisationen einer bestimmten Umweltqualität um einen Erwartungswert
streuen. Dieses Risiko zukünftiger Umweltschäden muß bei der heutigen Knappheit
der Umwelt berücksichtigt werden. Hohe Risiken in der Zukunft machen die Um-
welt heute knapper: Es müssen im Interesse zukünftiger Generationen Anstrengun-
gen unternommen werden, die Risiken einer Verschlechterung der Umweltqualität
zu verringern2'.

Eine mögliche Strategie der Risikobegrenzung ist, heute eine bessere Umwelt-
qualität vorzuhalten, also die Menge der Emissionen zu reduzieren. In diese Rich-
tung weist das Vorsorgeprinzip und die Konzeption einer präventiven Umweltpoli-
tik: Umweltpolitik muß vorsorgend sein, sie muß die langfristigen Schäden im Auge
haben; sie muß Anreize setzen, bevor Probleme virulent werden, sie muß also Pro-
bleme vorwegnehmen oder antizipieren.

Allerdings stellt die allgemeine Reduktion des langfristigen Schadstoffpools ein
recht grobes umweltpolitisches Instrument dar. Will man das Risiko von Schäden
vermeiden, so wird eine starke Reduzierung des Schadstoffbestandes erforderlich,
die erhebliche Ressourcen bindet. Außerdem sind eine Reihe von Umweltschäden
dadurch gekennzeichnet, daß die Wahrscheinlichkeit des Schadens relativ klein ist
(etwa die Zerstörung der Ozon-Schicht), aber der Schaden selbst, wenn das Ereignis
eintritt, immens. Von daher muß die Strategie sein, Informationen über die Ursa-
chen von Langfristschäden zu verbessern, etwa einzelne Schadstoffe als Ursachen-
faktor zu isolieren und deren Niveau zu reduzieren.

Grundsätzlich ist das Risiko zukünftiger Umweltschäden abzudiskontieren. Al-
lerdings ist die Höhe der Diskontrate ein normatives Problem. Liegt das Risiko
einer Umweltverschlechterung weit in der Zukunft, so wird diese Umweltver-

2) Eine mögliche Zielsetzung ist, den Erwartungsnutzen E[W(-)] — etwa einer gesellschaftlichen
Wohlfahrtsfunktion mit den Argumentvariablen Umwelt und Mengen der privaten Güter — zu maxi-
mieren.
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schlechterung bei unseren Entscheidungen heute ein geringeres Gewicht haben, als
wenn die Umweltverschlechterung morgen auftritt. Denn zukünftige Generationen
werden reicher sein als wir heute. Sie können die Kosten der Beseitigung der Um-
weltschäden leichter tragen. Diese Aussage gilt jedoch nicht mehr, wenn Irreversibi-
litäten in der Nutzung der Natur auftreten.

Irreversibilität der Nutzung bedeutet, daß die Verwendung für den Zweck A
heute eine Verwendung in der Zukunft (für Zweck A, für Zweck B) unmöglich
macht. Bei Umweltressourcen kann etwa eine strenge Irreversibilität gegeben sein,
wenn ein Umweltgut zerstört wird. Neben dieser strengen Form der Irreversibilität
kann man sich ein Kontinuum von schwächeren Irreversibilitäten vorstellen, bei de-
nen eine zunächst unmöglich gewordene Verwendung durch Reallokationskosten
wieder ermöglicht werden kann. Bei strengen Irreversibilitäten sind diese Umwid-
mungskosten unendlich groß; die Irreversibilität kann nicht aufgehoben werden.
Schwächere Irreversibilitäten dagegen können durch die Inkaufnahme von Umwid-
mungskosten korrigiert werden. Hier kann es zumutbar sein, daß zukünftige Gene-
rationen die Umwidmungskosten tragen.

Es stellt sich damit die Frage, was die Aufrechterhaltung einer Option wert ist.
Eine Antwort auf diese Frage gibt das Konzept der Optionsnachfrage (Henry, 1974)
oder des Optionswertes. Damit wird die Zahlungsbereitschaft für die Aufrechter-
haltung einer Verwendungsoption ausgedrückt. Der Optionswert kann als Nut-
zungskosten bei irreversiblen Bestandswerten interpretiert werden. Wird diese zu-
sätzliche Kostenkategorie in intertemporale Entscheidungen eingeführt und wird
eine Option entsprechend hoch bewertet, so kann das Allokationsresultat in der
Weise geändert werden, daß eine Option offen gehalten werden soll. Der Options-
wert wirkt der Abdiskontierung entgegen. Im Interesse zukünftiger Generationen
kann man getrost abdiskontieren, wenn der Optionswert die Interessen zukünftiger
Generationen hinreichend ausdrückt. Wird dagegen ein Optionswert explizit nicht
berücksichtigt, so ergibt sich die Forderung nach einer geringeren gesellschaftlichen
Zeitpräferenzrate, im Extremfall einer Rate von Null (Ramsey, 1928).

Bei langfristigen Umweltschäden spricht vieles dafür, daß das Verursacherprin-
zip auf den Ausweis der Nutzungskosten anzuwenden ist. Derjenige Akteur soll die
Nutzungskosten einer intertemporalen Entscheidung tragen, dem auch die Vorteile
dieser Entscheidung zuwachsen. Wer heute die Umwelt für zukünftige Generatio-
nen belastet, dem sollen die Opportunitätskosten seines Handelns zugewiesen wer-
den. Da die Umweltqualität, die wir der zukünftigen Generation übergeben, ein öf-
fentliches Gut ist (bzw. der Schadstoffpool ein öffentliches Übel), muß die langfri-
stig anzustrebende Umweltqualität im politischen Prozeß bestimmt werden. Dabei
ist zwischen den Interessen der heutigen und der zukünftigen Generation abzuwä-
gen.

Das Problem der Umweltknappheit ist Ende der sechziger Jahre durch das Para-
digma des Raumschiffs Erde umschrieben worden. Wie eine riesige Apollo-Kapsel
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zieht die Erde durch das Weltall, mit fünf Milliarden Menschen an Bord, mit dün-
nen Schutzschichten umgeben. Die Bordvorräte sind begrenzt, aber die Astronau-
ten des Raumschiffs nehmen erschreckend zu. Die Trinkwasserversorgung wird
durch die Abfallproduktion in Frage gestellt, und Teile der Klimaanlage wie der
deutsche Wald arbeiten nicht mehr richtig. Aber dieses Knappheitsproblem ist lös-
bar, und in diesem Raumschiff sind eine ganze Reihe von Anpassungsprozessen
möglich, die Anreize in das ökonomische System einführen, sparsamer mit Umwelt
und Naturressourcen umzugehen. Umwelt kann nicht länger als Allmende behan-
delt werden, sondern ist als ein knappes Gut aufzufassen, für das — ähnlich wie bei
Energie — der Preismechanismus die richtigen Preissignale setzt, wenn die Rah-
menordnung des Marktes durch den Staat sinnvoll definiert ist. Die Marktwirtschaft
löst Knappheitsprobleme über Preise. Dies gilt auch für die Umweltproblematik
und für die Knappheit der Natur. Wird die Umwelt knapper, so müssen die Preise
für Umweltdienste steigen. Genau dies hatten vor etwa 200 Jahren die Altväter der
Nationalökonomie erkannt. Bei Ricardo (1817, S. 39) heißt es: „Die Arbeiten der
Natur werden nicht deshalb großzügig bezahlt, weil sie viel tut — sondern weil sie
wenig tut. Wenn die Natur knickrig wird mit ihren Geschenken, erfordert sie einen
höheren Preis für ihre Dienste. Wo sie jedoch großzügig ist, arbeitet sie gratis."
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